
Urteil des Gerichtshofs (Dritte Kammer) vom 
9. Juli 2009 — 3F, vormals Specialarbejderforbundet i 
Danmark (SID)/Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften, Königreich Dänemark, Königreich 

Norwegen 

(Rechtssache C-319/07 P) ( 1 ) 

(Rechtsmittel — Maßnahmen zur Steuerermäßigung, die für 
Seeleute auf den im dänischen internationalen Schiffsregister 
eingetragenen Schiffen gelten — Entscheidung der Kommis­
sion, keine Einwände zu erheben — Nichtigkeitsklage — Be­
griff des Betroffenen — Gewerkschaft — Zulässigkeit der 

Klage) 

(2009/C 205/03) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Verfahrensbeteiligte 

Rechtsmittelführerin: 3F, vormals Specialarbejderforbundet i Dan­
mark (SID) (Kopenhagen, Dänemark) (Prozessbevollmächtigte: 
A. Bentley, QC, und A. Worsøe, advokat) 

Andere Verfahrensbeteiligte: Kommission der Europäischen Ge­
meinschaften (Prozessbevollmächtigte: N. Khan und H. van 
Vliet), Königreich Dänemark, Königreich Norwegen 

Gegenstand 

Rechtsmittel gegen den Beschluss der Zweiten Kammer des Ge­
richts erster Instanz vom 23. April 2007, Specialarbejderforbun­
det i Danmark (SID)/Kommission der Europäischen Gemein­
schaften (T-30/03), mit dem das Gericht eine Klage auf Nichtig­
erklärung der Entscheidung K (2002) 4370 endg. der Kommis­
sion vom 13. November 2002, die Steuervergünstigungen für 
Seeleute auf dänischen Schiffen als mit dem Gemeinsamen 
Markt vereinbare staatliche Beihilfen anzusehen, für unzulässig 
erklärt hat — Begriff des Betroffenen — Gewerkschaft 

Tenor 

1. Der Beschluss des Gerichts erster Instanz der Europäischen Ge­
meinschaften vom 23. April 2007, SID/Kommission (Rechtssache 
T-30/03), wird aufgehoben, soweit das Gericht auf das Vorbrin­
gen von 3F zu ihrer Wettbewerbsposition gegenüber anderen Ge­
werkschaften bei der Aushandlung von Tarifverträgen für Seeleute 
und zu den aus den fraglichen steuerlichen Maßnahmen folgenden 
sozialen Fragen in Bezug auf die Seeleute, die auf im dänischen 
internationalen Schiffsregister eingetragenen Schiffen beschäftigt 
sind, nicht eingegangen ist. 

2. Die von der Kommission der Europäischen Gemeinschaften beim 
Gericht erster Instanz der Europäischen Gemeinschaften erhobene 
Einrede der Unzulässigkeit wird zurückgewiesen. 

3. Die Rechtssache wird zur Entscheidung über den Antrag von 3F 
auf Nichtigerklärung der Entscheidung C(2002) 4370 final der 
Kommission vom 13. November 2002, keine Einwände gegen die 
dänischen steuerlichen Maßnahmen zu erheben, die für die Seeleute 

auf den im dänischen internationalen Schiffsregister eingetragenen 
Schiffen gelten, an das Gericht erster Instanz der Europäischen 
Gemeinschaften zurückverwiesen. 

4. Die Kostenentscheidung bleibt vorbehalten. 

( 1 ) ABl. C 211 vom 8.9.2007. 

Urteil des Gerichtshofs (Vierte Kammer) vom 2. Juli 2009 
(Vorabentscheidungsersuchen der Corte d’appello di 
Torino — Italien) — Bavaria NV, Bavaria Italia 

Srl/Bayerischer Brauerbund e. V. 

(Rechtssache C-343/07) ( 1 ) 

(Vorabentscheidungsersuchen — Gültigkeitsprüfung — Zu­
lässigkeit — Verordnungen [EWG] Nr. 2081/92 und [EG] 
Nr. 1347/2001 — Gültigkeit — Gattungsbezeichnung — 
Koexistenz zwischen einer Marke und einer geschützten geo­

graphischen Angabe) 

(2009/C 205/04) 

Verfahrenssprache: Italienisch 

Vorlegendes Gericht 

Corte d’appello di Torino 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerinnen: Bavaria NV, Bavaria Italia Srl 

Beklagter: Bayerischer Brauerbund e. V. 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Corte d’appello di Torino — 
Gültigkeit der Verordnung (EG) Nr. 1347/2001 des Rates 
vom 28. Juni 2001 zur Ergänzung des Anhangs der Verord­
nung (EG) Nr. 1107/96 der Kommission zur Eintragung geo­
grafischer Angaben und Ursprungsbezeichnungen gemäß dem 
Verfahren nach Artikel 17 der Verordnung (EWG) Nr. 2081/92 
des Rates (ABl. L 182, S. 3) — Für den Fall der Gültigkeit: 
Beantwortung der Frage, ob durch die Eintragung der geschütz­
ten Herkunftsbezeichnung „Bayerisches Bier“ die Gültigkeit und 
Verwertbarkeit bereits bestehender Marken Dritter mit dem 
Wortbestandteil „Bavaria“ beeinträchtigt werden 

Tenor 

1. Die Prüfung der ersten Frage des vorlegenden Gerichts hat nichts 
ergeben, was die Gültigkeit der Verordnung (EG) Nr. 1347/2001 
des Rates vom 28. Juni 2001 zur Ergänzung des Anhangs der 
Verordnung (EG) Nr. 1107/96 der Kommission zur Eintragung 
geographischer Angaben und Ursprungsbezeichnungen gemäß dem 
Verfahren nach Artikel 17 der Verordnung (EWG) Nr. 2081/92 
des Rates berühren könnte.
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2. Die Verordnung Nr. 1347/2001 ist dahin auszulegen, dass sie 
die Gültigkeit von vorher bestehenden Marken Dritter, die das 
Wort „Bavaria“ enthalten und die vor dem Zeitpunkt des Antrags 
auf Eintragung der g.g.A. „Bayerisches Bier“ in gutem Glauben 
eingetragen worden sind, sowie die Möglichkeit einer Benutzung 
dieser Marken, die einen der Tatbestände des Art. 13 der Verord­
nung Nr. 2081/92 des Rates vom 14. Juli 1992 zum Schutz 
von geographischen Angaben und Ursprungsbezeichnungen für 
Agrarerzeugnisse und Lebensmittel erfüllt, nicht beeinträchtigt, so­
fern diese Marken nicht einem der in Art. 3 Abs. 1 Buchst. c und 
g und Art. 12 Abs. 2 Buchst. b der Ersten Richtlinie 
89/104/EWG des Rates vom 21. Dezember 1988 zur Anglei­
chung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Marken 
genannten Gründe für die Ungültigkeit oder den Verfall unterlie­
gen. 

( 1 ) ABl. C 247 vom 20.10.2007. 

Urteil des Gerichtshofs (Große Kammer) vom 7. Juli 2009 
— Kommission der Europäischen Gemeinschaften/ 

Hellenische Republik 

(Rechtssache C-369/07) ( 1 ) 

(Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Staatliche Beihil­
fen — Maßnahmen zur Durchführung eines Urteils des Ge­
richtshofs — Art. 228 EG — Finanzielle Sanktionen — 

Zwangsgeld — Pauschalbetrag) 

(2009/C 205/05) 

Verfahrenssprache: Griechisch 

Parteien 

Klägerin: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Pro­
zessbevollmächtigte: E. Righini, I. Hadjiyiannis und D. Trianta­
fyllou) 

Beklagte: Hellenische Republik (Prozessbevollmächtigte: A. Sa­
moni-Rantou und P. Mylonopoulos im Beistand von V. Chris­
tianos und P. Anestis, dikigoroi) 

Gegenstand 

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Art. 228 EG — 
Nichtdurchführung des Urteils des Gerichtshofs vom 12. Mai 
2005 in der Rechtssache C-415/03 — Verstoß gegen die Art. 
3 und 4 der Entscheidung 2003/372/EG der Kommission vom 
11. Dezember 2002 über Beihilfen Griechenlands zugunsten 
von Olympic Airways (ABl. L 132, S. 1) — Kein Erlass von 
Maßnahmen zur Wiedereinziehung einer mit dem Vertrag un­
vereinbaren Beihilfe und einer rechtswidrig gewährten Beihilfe 
— Antrag auf Festsetzung eines Zwangsgelds 

Tenor 

1. Die Hellenische Republik hat dadurch gegen ihre Verpflichtungen 
aus der Entscheidung 2003/372/EG der Kommission vom 11. 
Dezember 2002 über Beihilfen Griechenlands zugunsten von 
Olympic Airways und aus Art. 228 Abs. 1 EG verstoßen, dass 
sie nicht bei Ablauf der in der mit Gründen versehenen Stellung­
nahme gesetzten Frist die Maßnahmen ergriffen hat, die sich aus 
dem Urteil des Gerichtshofs vom 12. Mai 2005, Kommission/ 

Griechenland (C-415/03), betreffend die Rückzahlung der als 
rechtswidrig und mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbar ange­
sehenen Beihilfen gemäß Art. 3 der angeführten Entscheidung 
ergeben. 

2. Die Hellenische Republik wird verurteilt, an die Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften auf das Konto „Eigenmittel der Eu­
ropäischen Gemeinschaften“ ein Zwangsgeld von 16 000 Euro für 
jeden Tag des Verzugs bei der Durchführung der Maßnahmen zu 
zahlen, die erforderlich sind, um dem Urteil vom 12. Mai 2005, 
Kommission/Griechenland, nachzukommen, beginnend nach Ab­
lauf eines Monats nach der Verkündung des vorliegenden Urteils 
bis zur vollständigen Durchführung des angeführten Urteils vom 
12. Mai 2005. 

3. Die Hellenische Republik wird verurteilt, an die Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften auf das Konto „Eigenmittel der Eu­
ropäischen Gemeinschaften“ einen Pauschalbetrag von 2 Millionen 
Euro zu zahlen. 

4. Die Hellenische Republik trägt die Kosten. 

( 1 ) ABl. C 269 vom 10.11.2007. 

Urteil des Gerichtshofs (Vierte Kammer) vom 9. Juli 2009 
— Kommission der Europäischen Gemeinschaften/ 

Königreich Spanien 

(Rechtssache C-397/07) ( 1 ) 

(Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Indirekte Steuern 
auf die Ansammlung von Kapital — Kapitalgesellschaften — 
Richtlinie 69/335/EWG — Art. 2 Abs. 1 und 3, Art. 4 Abs. 1 
und Art. 7 — Gesellschaftsteuer — Befreiung — Vorausset­
zungen — Verlegung des Ortes der tatsächlichen Geschäfts­
leitung oder des satzungsmäßigen Sitzes aus einem Mitglied­
staat in einen anderen Mitgliedstaat — Gesellschaftsteuer auf 
das Kapital, das den Geschäftstätigkeiten zugeordnet ist, die 
in einem Mitgliedstaat von den Zweigniederlassungen oder 
ständigen Niederlassungen der in einem anderen Mitgliedstaat 

ansässigen Gesellschaften ausgeübt werden) 

(2009/C 205/06) 

Verfahrenssprache: Spanisch 

Parteien 

Klägerin: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Pro­
zessbevollmächtigte: E. Gippini Fournier und M. Afonso) 

Beklagter: Königreich Spanien (Prozessbevollmächtigte: B. Plaza 
Cruz und M. Muñoz Pérez) 

Gegenstand 

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Verstoß gegen die 
Richtlinie 69/335/EWG des Rates vom 17. Juli 1969 betreffend 
die indirekten Steuern auf die Ansammlung von Kapital (ABl. L 
249, S. 25) — Verlegung des Sitzes einer Gesellschaft — Na­
tionale Regelung, die die Besteuerung der Verlegung des Sitzes 
vorsieht, soweit die betreffende Gesellschaft im Ursprungsmit­
gliedstaat nicht der Gesellschaftsteuer unterliegt — Vorausset­
zungen für die Anwendung der zwingenden Befreiungen
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